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Wahlprüfstein von: VCD Rheinland-Pfalz e.V. 
Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 04.03.2026 
 
 
1. Im Jahr 2029 soll die Bundesgartenschau (BUGA) mit verteilten Lokationen ent-
lang des ganzen Oberen Mittelrheins zwischen Bingen und Koblenz stattfinden. Wir 
freuen uns auf die Förderung regionaler Touristik durch die Veranstaltung, sehen 
allerdings die umweltverträgliche Bewältigung des Verkehrsbedarfs, der durch die 
BUGA entsteht, im ohnehin schwer belasteten Mittelrheintal als sehr kritisch an. 
Bei unseren Anfragen diesbezüglich sind wir auf viel Verständnis für unser Anliegen 
gestoßen, aber Lösungen für die Probleme, die wir sehen, konnten wir nicht in 
Erfahrung bringen (vgl. https://rlp.vcd.org/startseite/detail/buga29-staatssekretaer-
becht-erkennt-wirkliche-probleme) 
Unsere Frage: Wie gedenken Sie, in der kommenden Legislatur die verkehrliche 
Situation am Mittelrhein für den Rad- und Fußverkehr und für den ÖPNV BUGA-
tauglich, für Tausende von Besucher:innen an Spitzentagen, umweltfreundlich zu 
entwickeln?  
 
Das obere Mittelrheintal ist, wie sie korrekt anführen, geprägt durch ein enges Tal 
mit hoher Verkehrsbelastung. Das wird sich aus unserer Sicht bis 2029 kaum ändern 
lassen, da größere bauliche Veränderungen in diesem Zeithorizont als schwer 
realisierbar erscheinen. Aus unserer Sicht ist die einzige Möglichkeit, den 
touristischen Ansturm zu bewältigen und der BUGA gerecht zu werden, auf 
kleinteilige Lösungen zu setzen. E-Shuttles, zusätzliche Züge und E-Bike-
Schnellradwege könnten ein Baustein sein, um mehrere Wege für die Anreise zu 
schaffen. Grundsätzlich muss jedoch auch mit der Bahn und dem Güterverkehr ein 
tragfähiges Konzept erarbeitet werden. 
 
2. Der Radverkehrsentwicklungsplan 2030 des Landes (RVEP) aus dem Jahr 2021 
(Ende der vorherigen Legislatur), verkündet das Ziel, „bis 2026 existiert in Rhein-
land-Pfalz ein landesweites flächendeckendes System hierarchisch abgestufter 
Radverkehrsnetze mit definierten Qualitätsstandards“. Laut den Veröffentlichungen 
des MWVLW würde dies ein Netz bedeuten, das 8.500 Kilometer umfasst, 
2000 in Verantwortung des LBM. Davon waren vor Kurzem 75 in einem Standard 
fertiggestellt, der in etwa Alltagstauglichkeit bedeutet (vgl. 
https://rlp.vcd.org/startseite/detail/radverkehrsfuehrung-in-rheinland-pfalz). 
Wir fragen: Gedenken Sie, die Zielsetzung des REVP zu verfolgen und die verspä-
tete Umsetzung mit Nachdruck anzugehen? 
 
Aus unserer Sicht ist der Ausbau von normalen Radwegen und Radschnellwegen ein 
wichtiger Bestandteil, damit E-Bikes auch für den Pendelverkehr als Alternative 
wahrgenommen werden. Nur weil das Ziel aller Voraussicht nach verfehlt wird, heißt 
das aus unserer Sicht noch lange nicht, den Ausbau des Radwegenetzes schleifen 
zu lassen. Im Gegenteil, die Bemühungen müssen intensiviert werden. Aus unserer 
Sicht ist es hierbei auch wichtig die Planungs- und Genehmigungsverfahren zu 
vereinfachen und endlich ans Bauen zu kommen. Gleichzeitig kann das Land über 
den LBM auch mehr Einfluss nehmen eine größere Anzahl an Kilometern 
übernehmen, um den Bau voranzutreiben. 



2 

 

 
3. Ein Spezialproblem des Radnetzes ist, dass der Radverkehr bei fälligen Sanierun-
gen überhaupt ernsthaft berücksichtigt werden müsste. Dass ein enormer Sanie-
rungsstau bei rheinland-pfälzischen Straßen und insbesondere Brücken aufgelaufen 
ist, darauf hat zuletzt der Landesrechnungshof nachdrücklich hingewiesen. 
Nach unseren Beobachtungen bei Sanierungsmaßnahmen und Planungen hat der 
LBM den Bedarf an sicheren, einem zukünftig steigenden Radverkehr gerecht wer-
denden Wegen für Rad- und auch Fußverkehr nicht wirklich auf dem Schirm (vgl. 
z.B. unsere Betrachtungen https://rlp.vcd.org/startseite/detail/landstrasse-alt-und-
landstrasse-neu, https://rlp.vcd.org/vcd-lokal/landesverband-rheinlandpfalz/ 
verkehrswende-rueckwaerts-in-ludwigshafen ) 
Frage: Beabsichtigen Sie, für eine durchgängige Beachtung des (künftigen) Rad-
verkehrbedarfs bei Straßenplanungen zu sorgen? 
 
Um Kapazitäten für den Wegebau frei zu machen, wollen wir keinen zusätzlichen 
Ausbau von Autostraßen in Rheinland-Pfalz. Der Fokus sollte vor allem auf dem 
Ausbau der Strecken von klimaneutralen Verkehrsträgern (Bahn und Rad) liegen und 
auf der Sanierung von Bestandsstrecken aller Art. Damit wollen wir gewährleisten, 
dass die Wege und Straßen in Rheinland-Pfalz in Gänze verbessert werden, da viele 
einer Buckelpiste gleichen. Dies schließt für uns die Gleichbehandlung der 
unterschiedlichen Wege und Straßen mit ein. Allgemein wollen wir Gelder aus 
Straßenneubauten und fossilen Subventionen in Bahn, Bus und Radwege umgelenkt: 
Der Fokus muss auf dem Ausbau klimafreundlicher Mobilität liegen. 
 
4. Ein weiteres spezielles Problem des Radnetzes ist, dass bei Straßenüberführun-
gen über Verkehrswege oder Flüsse nicht selten entweder die Weiterführung eines 
Radwegs schlicht unterbleibt oder Radelnden kein Platz für eine sichere Fahrt und 
ggfs. Begegnung belassen wird, vgl. https://rlp.vcd.org/startseite/detail/ueberviele- 
bruecken-musst-du-gehen-oder-mit-dem-fahrrad-davor-stehen 
Wir fragen: Wird in ein künftiges Straßenbauprogramm mit hoher Priorität aufge-
nommen, dass Radwege nicht an Brücken enden, sondern mit hoher Qualität ge-
rade an diesen neuralgischen Stellen weitergeführt werden, auch wenn dies eine 
umfangreiche Umschichtung von Investitionsmitteln erfordert? 
 
Rad- und Fußwege die im ‚Nirgendwo‘ enden, führen nur zur Frustration und am 
Ende auch zu weniger Nutzung von Strecken. Damit Fuß- und Radwege genutzt 
werden, müssen sie echte Alternativen bieten und selbstverständlich auch beim Bau 
und der Erneuerung von Brücken oder Unterführungen mitgedacht werden. Dies ist 
zwar ein längerfristiges Unterfangen – jedoch glauben wir, dass es sich lohnt stärker 
als bislang die Fuß- und Radwege sofort in Ausbau- und Sanierungskataloge 
aufzunehmen. Nichts kostet mehr Geld, als wenn Pläne nachträglich geändert 
werden oder Baustellen nach Fertigstellung erneut eröffnet werden müssen. 
Betonen möchten wir, dass hier die Beteilung und Mitsprache der Anwohner*innen 
sowie Nutzer*innen stattfinden muss, da sie meistens die Nutzung der Wege gut 
kennen. 
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5. Derzeit werden für Kinder und Jugendliche, die eine weiterführende Schule besu-
chen, nach dem Schulgesetz § 69 ÖPNV-Kosten übernommen, wenn die Entfernung 
auf einer zumutbaren, „nicht besonders gefährlichen“ Strecke zur Schule mehr als 4 
km beträgt. Tatsächlich erhalten die Kinder und Jugendliche, bei denen 
die Regelung greift, zur Zeit kostenfrei das Deutschlandticket, was wir an sich sehr 
begrüßen. Nur stellt es eine große Ungerechtigkeit gegenüber Mitschüler:innen 
dar, die vielleicht gerade 3,9 km „zumutbaren“ Schulweg haben; wobei: was hier 
Kindern zugemutet wird, sind oftmals Entfernungen und schwierige Strecken, die 
normalerweise kein Erwachsener zu Fuß bzw. mit dem Rad zurücklegen würde. 
Frage: Gedenkt Ihre Partei nach den Wahlen diese Situation fortzuführen bzw. 
welche andere Regelung strebt sie an, mit welcher zeitlichen Perspektive? 
 
Wir fordern schon lange einen kostenfreien ÖPNV für alle Bürger*innen. Aus unserer 
Sicht können wir gerne bei Kindern und Jugendlichen anfangen, da wir die 4km-
Grenze als absolut willkürlich wahrnehmen und ein kostenfreies Deutschlandticket 
die Mobilität für Kinder und Jugendliche allgemein verbessert und somit der ÖPNV 
von Beginn an als attraktiver Verkehrsträger wahrgenommen wird. Zudem sehen wir 
die Notwendigkeit, für Schüler*innen sowie Schulpersonal Möglichkeiten zu schaffen 
mit dem Fahrrad zur Schule zu kommen. Dazu braucht es den Ausbau von 
Fahrradschulwegen, die Förderung von sog. „Fahrradbussen“ sowie vergleichbaren 
Ideen und Mobilitätsbildung an Schulen. 
 
6. Dankenswerterweise hat die derzeitige Landesregierung mit dem getakteten Re-
giobusnetz für viele Menschen den ÖPNV als eine funktionelle Alternative zum Auto-
fahren etabliert. Was den Umstieg zum ÖPNV bei vielen Menschen attraktiv 
macht, ist jedoch, so zeigen es immer wieder Untersuchungen, ein schienengebun-
dener Verkehr. Daher halten wir den Ausbau der Schienennetze für essentiell, damit 
die notwendige klimafreundliche Reorganisation des Verkehrswesens gelingt. 
Wir fragen daher: Gedenken Sie im Fall der Regierungsverantwortung das Reakti-
vierungsprogramm der jetzigen Regierung für stillgelegte Eisenbahnstrecken, 
möglichst verstärkt, fortzuführen? Würden Sie auch den Ausbau von Straßen-
bahnnetzen in der Städten und in deren Umland auf die Tagesordnung setzen? 
 
Ja. Die Reaktivierung und der Ausbau von Bahnstrecken ist aus unserer Sicht ein 
wichtiger Baustein, um auch über weite Strecken den ÖPNV attraktiver und 
klimaneutral zu machen. Ebenso sehen wir den Ausbau von Verbindungen in den 
Städten als wichtig an, befürworten aber auch den Einsatz von E-Bussen sowie 
Straßenbahnnetzen. Wir werden Kommunen dabei unterstützen nachhaltige 
Mobilitätskonzepte zu entwickeln, die sich an die jeweiligen Gegebenheiten der 
Kommunen orientieren und mit Beteiligung von entsprechenden Verbänden 
ausgearbeitet werden. 
 
7. Gerade haben aktualisierte Prognosen der Geowissenschaften erschreckender-
weise gezeigt, dass wir inzwischen kurz vor dem Erreichen von Kipppunkten der 
Klimaentwicklung stehen. Wenn die Systeme anfangen zu „kippen“, brechen sie 
unabhängig vom weiteren Stabilisierungsbemühungen zusammen. Es würde nicht 
einfach mal „unangenehm heiß“ werden, sondern die Folgen würden große Teile 
der globalen Landwirtschaft zugrunde richten. Noch könne, so die Wissenschaft, 
umgesteuert werden, aber nicht mit einer Perspektive von 2040 bis 2050, wie sie 
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verkündet wird, wobei immer die Suggestion mitschwingt, „dann“ fangen wir richtig 
an mit dem Klimaschutz, aber dann können wir sowieso auch auf eine magische 
technische Rettung hoffen. Entscheidend sei vielmehr, befindet die Wissenschaft, 
dass wir schon jetzt drastisch den Ausstoß von CO2 und Äquivalenten verringern. 
Bundesregierung und Bundestag hätten dafür zentrale Hebel in der Hand. 
Aber gerade im Verkehrssektor, in dem in den letzten Jahrzehnten der Ausstoß von 
Klimagasen nicht wesentlich verringert wurde, besitzen auch die Länder einen er-
heblichen Einfluss. 
Eine Reihe von Handlungsmöglichkeiten einer Landesregierung bei konkreten The-
men sind bereits in den vorherigen Punkten angesprochen.  
Aber grundsätzlich möchten wir fragen, ob Ihre Partei die Dringlichkeit des Ein-
satzes für die Klimaschutzziele im Verkehrssektor – im Interesse von allen Men-
schen, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger des Landes und ganz besonders 
im Interesse unserer Kinder – bejaht und mit Nachdruck insbesondere das Klima-
schutzkonzept des Landes speziell auch im Feld Mobilität umsetzen möchte. 
 
Auch hier ein klares Ja. Klimaschutzziele sind für uns kein schönes Beiwerk, sondern 
essentiell für unser aller Zukunft. Wir sind der Auffassung, dass hier vor allem das 
Land Rheinland-Pfalz selbst vorangehen und die eigenen ambitionierten Ziele erfüllen 

muss. Sollte uns der Landtagseinzug gelingen, wollen wir ein 20 Milliarden Euro 
Investitionsprogramm über einen Zeitraum von fünf Jahren aufsetzen, um auch den 
Ausbau des ÖPNV zu fördern (daneben ebenso eine ökologisch ausgerichtete 
Landwirtschaft, ökologische Modernisierung der Industrie usw.). Wir wollen eine 
sozial-ökologische Verkehrswende und eine staatlich gesicherte Mobilitätsgarantie. 
Wir stehen für eine aktive Verkehrspolitik ein, die auf die Stärkung des ÖPNV und 
des Fuß- und Radverkehrs ausgerichtet ist. Mobilität wollen wir nicht nur 
klimafreundlich ausgestalten, Mobilität ist für uns auch Daseinsvorsorge und muss 
daher sorgenfrei sein, d.h. barrierefrei, sie soll soziale Teilhabe ermöglichen und der 
ÖPNV muss für alle kostenfrei werden. Um das zu erreichen, braucht es neben der 
Bereitstellung zusätzlicher Landesmittel auch einen politischen Gestaltungswillen – 
den bringen wir mit, weil für uns die Zukunft der kommenden Generationen einen 
Wert hat sowie ein nachhaltiger und respektvoller Umgang mit der Natur, Tierwelt 
und uns gegenseitig. 
 


